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Pressemitteilung 

Menschenrechte glaubwürdig verteidigen, auch an den 

EU-Außengrenzen  

FORUM MENSCHENRECHTE trifft Außenminister Maas zum Gespräch 

(Wuppertal, 04. Februar 2021). In dem gestrigen Online-Treffen mit Außenmi-

nister Heiko Maas begrüßte das FORUM MENSCHENRECHTE (FMR) die Fortfüh-

rung der Initiative des Außenministers für mehr Multilateralismus. Vertreter*in-

nen des Netzwerkes von über 50 Menschenrechtsorganisationen betonten aber, 

dass Menschenrechte nicht nur in Überschriften und Politikpapieren des Aus-

wärtigen Amtes genannt werden dürften. Der Schutz von Menschenrechten 

müsse Kernbestandteil multilateralen Handelns Deutschlands etwa im Men-

schenrechtsrat der Vereinten Nationen ebenso wie in der bilateralen Außenpoli-

tik sein.  

Vertreter*innen des FMR schilderten Menschenrechtsverletzungen: „In vielen 

Ländern wurden unter dem Deckmantel von Covid-19-Maßnahmen die Repres-

sion gegen Zivilgesellschaft und Menschenrechtsverteidiger*innen weiter ver-

stärkt“, so Silke Pfeiffer, Mitglied des Koordinationskreises. „Die Bundesregie-

rung sollte sich in der EU dafür einsetzen, dass Staaten und Personen, die für 

schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich sind, konsequent sanktio-

niert werden.“  

Ausdrücklich begrüßte das FMR die neue Elisabeth-Selbert-Initiative des Auswär-

tigen Amtes zum Schutz von bedrohten Menschenrechtsverteidiger*innen. „Wir 

erwarten, dass diese Initiative unbürokratisch und schnell bedrohten Personen 

Schutz und Sicherheit bietet, etwa durch Ausreise nach Deutschland oder auch 

andere Länder in den jeweiligen Regionen“, so Dr. Jochen Motte, Mitglied des 

Koordinationskreises und des Vorstands der Vereinten Evangelischen Mission 

(VEM). „Botschaften in Staaten mit prekärer Menschenrechtslage müssen mit 

ausreichend Personal ausgestattet sein, damit sie die Politik zum Schutz von 

Menschenrechtsverteidiger*innen auch umsetzen können.“  

Die Situation der Flüchtlinge, insbesondere in Lagern wie in Lipa in Bosnien-Her-

zegowina und auf Lesbos und anderen griechischen Inseln, kritisierte das FMR 

als inakzeptabel. „Die ‚push backs‘ von Flüchtlingen zu Land oder über das 

Meer sind unmenschlich und rechtswidrig“, so Günter Burkhardt, Mitglied des 

Koordinierungskreises. „Die Glaubwürdigkeit der Menschenrechtspolitik der EU 

wird durch die politisch nicht nur geduldeten, sondern offenbar gewollten Zu-

stände in Frage gestellt. Menschenrechte müssen auch an der EU-Außengrenze 

glaubwürdig verteidigt werden.“  


